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Energiepolitik: Es müssen auch notwendige Entscheidungen fallen 
D e r  «Energiebericht 1988» setzt sich kritisch mit der bisherigen Umsetzung der vorgeschlagenen Massnahmen auseinander 

Die Arbeitsgruppe «Energie», die in 
der letzten Woche ihren «Energiebericht 
1988» veröffentlicht hat, setzt sich recht 
kritisch mit der bisherigen Umsetzung 
der im Energiekonzept von 1977 festge­
haltenen Massnahmen auseinander. Es 
genüge nicht, heisst es im «Energiebe­
richt 1988», nur Entscheidungsgrundla­
gen zu liefern: «Es müssen auch die Ent­
scheidungen fallen und deren Verwirkli­
chung muss erfolgen.» 

Das Energiekonzept von 1977 sah für 
die liechtensteinische Energiepolitik der 
Zukunft  folgende Ziele vor: 
• möglichst grosse Unabhängigkeit un­
seres Landes von Importenergie (Versor­
gungssicherheit) 
• Ausrichtung des Energiebedarfs auf 
möglichst viele Energieträger (Diversifi­
zierung) 
• Einschränkung des Energieverbrauchs 
(Sparen) 
• Beachtung de r  Belange des Umwelt­
schutzes in der  Energiepolitik 
• Wirtschaftlichkeit der Energie 

Ein Jahrzehnt später ist dazu festzustel­
len, schreibt die Energiekommission, 
dass «die Umsetzung des Energiekonzep­
tes durch Zuweisung bestimmter Aufga­
ben an die Ämte r  nur  unvollkommen er­
folgt ist.» 

Steuerungsmassnahmen nur bedingt 
möglich 

Über  eine Änderung der  heutigen Si­
tuation auf dem Energiemarkt macht sich 
die Kommission für die Zukunft wenig 
Illusionen. Wenn man  von einer liechten­
steinischen Energiepolitik spreche, müsse 
man sich bewusst sein, dass unser Land 
auch künftig «sehr stark vom Energie-
Import und damit vom Ausland abhän­
gig» sei. Erdöl,  Erdgas und Elektrizität 
sind und werden nach Auffassung de r  
Kommission zumindest mittelfristig die 
bedeutendsten Energieträger bleiben und 
unseren Energiebedarf weitgehend ab­
decken. Steuerungsmassnahmen im Be­
reich der einzelnen Energieträger seien 
nur  durch gezielte finanzielle Förderang 
und gesetzliche Vorschriften und Aufla­
gen möglich. Doch gerade in diesem Be­
reich stellt die Energiekommission d e r  
Regierung ein schlechtes Zeugnis aus, d a  
nur  wenige de r  vorgeschlagenen Mass­
nahmen innerhalb eines Jahrzehnts in die 
Ta t  umgesetzt worden seien. So hatte das 
Energiekonzept 1977 beispielsweise emp­
fohlen, bestimmte Massnahmen zur Ein­
sparung und Diversifikation de r  Energie 
zu subventionieren und durch steuerliche 
Abschreibungsmöglichkeiten zu fördern. 
Verwirklicht wurde bisher, als «Massnah­
m e  grossen Stils», einzig die Darlehens­
vergabe an  die Liechtensteinische Gas-

Weniger Flugbewegungen 
auf Flugplatz Hohenems 

Bregenz (spk) A u f  d e m  umstrittenen 
Vorarlberger Flugplatz Hohenems sollen 
die Flugbewegungen eingeschränkt und 
die Ruhezeiten verlängert werden. D a s  
erklärte der  Vorarlberger Landeshaupt­
mann Martin Purtscher a m  Wochenende 
in Bregenz. Sowohl Purtscher als auch 
de r  Äro-Club als Flugplatzhalter rechnen 
nach diesen Zugeständnissen offenbar 
damit,  dass die vom Fluglärm betroffenen 
Bewohner einer geplanten Fluglinie von 
Vorarlberg nach Wien eher  zustimmen 
werden. 
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Der Stromverbrauch in unserem Land nimmt seit vielen Jahren stetig zu. Wie aus dem 
«Energiebericht 1988» der Energiekommission hervorgeht, wird der elektrische Strom 
noch lange Zeit eine grosse Rolle in unserer Energieversorgung spielen. Allerdings 
würden, wenn die entsprechende Aufklärung stattfindet, auch Einsparungsmöglichkei­
tenbestehen. (Bild: Beat Schürte) 
Versorgung. Sonst ist nach Auffassung 
de r  Energiekommission wenig gesche­
hen: «Die Einführung direkter oder indi­
rekter finanzieller Förderungsmassnah-
men wurde geprüft, jedoch bislang nicht 
realisiert.» Die Umsetzung der  landes-

planerischen Massnahmen scheiterte, so 
die Kommission, «vor allem aus gesell­
schaftspolitischen Gründen». Vorge­
schlagen war die Realisierung kleiner 
Bauzonen, kompakter Siedlungsformen, 
verdichteter Bauweisen zur Einführung 

Auf  de r  anderen Seite gibt die Energie­
kommission zu bedenken, dass beim heu­
tigen Wohlstand die Bereitschaft zum 
Energiesparen «leider zu wenig ausge­
prägt» sei und dass sich de r  Energiekon­
sument «sehr stark an marktwirtschaftli­
chen Kriterien» orientiere. Eine Umstel­
lung bzw. Verlagerung auf umwelt­
freundlichere Energieträger sei jedoch 
nur  dann durchsetzbar, wenn die wirt­
schaftlichen Voraussetzungen garantiert 
seien. D e r  gesunkene Ölpreis verheisst 
momentan wenig Hoffnung auf eine Än­
derung. Doch auch im politischen Be­
reich werden die Chancen auf eine Ver­
wirklichung der verschiedenen Vorschlä­
ge nicht allzu hoch eingeschätzt: «In den  
vergangenen zehn Jahren wurden vor al­
lem jene Massnahmen in die Praxis umge­
setzt. wo einerseits ein klarer politischer 
Wille und Auftrag vorhanden war (Bau­
gesetzrevision. Gasversorgung) bzw. w o  
die Einführung oder Durchführung de r  
Massnahmen im generellen Interesse der  
Bewohner unseres Landes lag und keine 
ernsthaften politischen wie materiellen 
Schwierigkeiten zu erwarten waren.» 

( G . M . )  

Der Stromverbrauch stieg 1987 um 7,5 Prozent 
Die Liechtensteinischen Kraftwerke (LKW) veröffentlichten den technischen Jahresbericht 

Seit 1955 ist der Stromverbrauch in un­
serem Land, abgesehen von einer Stagna­
tion 1963, mit mehr oder weniger grossen 
Zuwachsraten kontinuierlich angestie­
gen. Für das Jahr 1987 betrug der Zu­
wachs, wie aus dem Technischen Jahres­
bericht der Liechtensteinischen Kraftwer­
ke (LKW) hervorgeht, insgesamt 7,5 Pro­
zent. Die Importe an elektrischer Energie 
beliefen sich, positiv beeinflusst durch ein 
relativ gutes hydrologisches Jahr, negativ 
belastet durch den Ausfall des sich im 
Ausbau befindlichen Lawenawerks, auf 
knapp 150 Millionen Kilowattstunden 
(kWh), was einem Zuwachs von 6,7 Pro­
zent entspricht. 

Von  Januar  bis Dezember 1987 wurden 
im Landesnetz insgesamt 196,1 Millionen 
k W h  (184,2 Millionen kWh) Strom ver­
braucht. Die Zunahme gegenüber dem 
Vorjahr  belief sich au f  13,7 Millionen 
kWh oder  auf  7,5 Prozent. I m  Vergleich 
dazu betrug die Verbrauchssteigerung in 
d e r  Schweiz nur  2,8 Prozent während des 
gleichen Zeitraumes. 

Mehr Eigenerzeugung als 1986 
Obwohl das Kraftwerk Lawena wäh­

rend fast des gesamten Jahres durch die 
Erneuerungsarbeiten ausfiel, konnte die 
Eigenerzeugung an  Strom auf 47,6 Millio­
nen  kWh (43,4 Millionen kWh) gesteigert 
werden. Die  Mehrerzeugung belief sich 
gegenüber d e m  Vorjahr auf 4,3 Millionen 
k W h  oder  auf 9,8 Prozent. Die langfristi­
ge Betrachtung der Eigenerzeugung lässt 
jedoch erkennen, dass das Volumen der 
Eigenerzeugung deutlich (rund 11,5 Pro­
zent) unter der  durchschnittlichen Eigen­
produktion der letzten zwanzig Jahre 
liegt. 

Mehr Energiezukauf als 1986 
Aus dem gestiegenen Landesverbrauch 

und der leicht gesteigerten Eigenproduk­
tion lässt sich berechnen, dass der  Ener­
giezukauf auch im letzten J a h r  deutlich 
zugenommen haben muss, auch wenn e r  
leicht unter der  Zuwachsrate des Gesamt­
verbrauches liegt. Nach dem Bericht der  
LKW wurden von den Nordostschweize­
rischen Kraftwerken (NOK) und de r  Fir­
ma  Jenny & Spoerry insgesamt 149,3 Mil­
lionen kWh zugekauft, was einer Z u ­
wachsrate von 6,7 Prozent entspricht. Mit 

der  Inbetriebnahme des erneuerten La-
wenawerkes. das seit Ende 1987 rund die 
doppelte Energiemenge liefern kann,  
dürfte sich diese Bilanz im laufenden Jahr 
wieder leicht in Richtung erhöhter  Eigen­
produktion verschieben. 

Abdeckung von 25 Prozent 
Die Abdeckung des Landesstromver­

brauchs durch die Eigenproduktion im 
Kraftwerk Samina belief sich im letzten 
Jahr noch auf 24.3 Prozent, war aber  
aufgrund der unterschiedlichen Wasser­
führung der Zuflüsse sehr unausgegli­
chen. Mit 51,7 Prozent wa r  der  Abdek-
kungsgrad im Juli 1987 am grössten, mit 
11,1 Prozent im November am gering­
sten. Die Produktionsergebnisse waren, 
wie es  im LKW-Bericht heisst, rund 11,5 
Prozent unter d e m  langjährigen Mittel. 

Die Energie-Exporte an die N O K  nah­
men sich im Berichtsjahr 1987 recht be­
scheiden aus: Lediglich 53000 kWh 
Strom konnten abgegeben werden, wobei 
sich'der Export auf die Wochenenden in 
de r  Niedertarifzeit der  Monate Mai bis 
August beschränkte. (G .M. )  

Europaparlamentarier zu Gast in Liechtenstein 
Informationsbesuch von Mitgliedern des Europäischen Parlaments — Besichtigung der Hilti A G  

(pafl) - Auf Einladung der Ständigen 
Vertretung Liechtensteins beim Europa­
rat weilen zur Zeit mehrere Mitglieder 
des Europäischen Parlaments zu einem 
Informationsbesuch in Liechtenstein. 

Die  Europaparlamentarier wurden ge­
stern von Seiner Durchlaucht Erbprinz 
Hans  A d a m  auf  Schloss Vaduz empfan­
gen und waren Gäste de r  Regierung bei 
einem gemeinsamen Mittagessen. Das  
Rahmenprogramm, das.heute fortgesetzt 
wird, sah eine Besichtigung der  Firma 
Hilti A G  in Schaan sowie einen Besuch in 
d e r  Ausstellung «Von Brueghel bis Ru­
bens» in den Räumen de r  Liechtensteini­
schen Staatlichen Kunstsammlung vor. 
Gestern abend trafen die Mitglieder des  
Europäischen Parlamentes mi t  der  liech­
tensteinischen Parlamentarierdelegation 
beim Europarat  und bei d e r  E F T A  zu 
einem Meinungsaustausch und einem an­
schliessenden Abendessen zusammen. 
Die  engere Zusammenarbeit  zwischen 
den  EFTA-Staaten und  der  Europäischen 
Gemeinschaft ( E G )  sowie die Zusam­
menarbeit  des Europarates mi t  de r  E G ,  
unter  besonderer Berücksichtigung d e r  
liechtensteinischen Situation, standen im 
Mittelpunkt d e r  Diskussionen. 

Die Mitglieder des Europäischen Parlaments besichtigten gestern unter Führung von 
• Dr. Walter Oehry (links) die Firma Hilti A G .  Begleitet wurden die Gäste von S. D .  
. Prinz Nikolaus (Mitte). A m  Abend gab S. D. Erbprinz Hans Adam einen Empfang auf 
!Schloss Vaduz, und anschliessend trafen die Besucher mit der liechtensteinischen 
i Parlamentarierdelegation beim Europarat und bei der EFTA zu einem Meinungsaus­
tausch zusammen. (Bild: Beat Schürte) 

Liechtenstein hilft 
Kanton Graubänden 
700000 Franken für  Projekte nach 
den schweren Unwettern 

(pafl) - Der Kanton Graubünden ist 
von den Unwettern des Sommers 1987 
besonders schwer betroffen worden. Im 
Einvernehmen mit den Kantonsbehörden 
hat die Regierung deshalb im Rahmen 
der liechtensteinischen Hilfeleistungen 
zur Behebung der Unwetterschäden Lan­
desbeiträge für Wiederinstandstellungs-
projekte in den Bündner Gemeinden Po-
schiavo, Sumvitg und Sta. Maria im Mün­
stertal im Gesamtbetrag von 700000 
Franken zur Verfügung gestellt. 

Die Kosten für die Instandstellung und 
bauliche Präventivmassnahmen im Kan­
ton Graubünden übersteigen den Betrag 
von 110 Millionen Franken. Trotz  ausser­
ordentlichen Bundesbeiträgen. Subven­
tionen und Finanzausgleichsbeiträgen 
müssen die betroffenen Gemeinden Mit­
tel aufbringen, die ihre Finanzkraft bei 
weitem übersteigen. In Absprache mit 
den zuständigen Stellen des Kantons un­
terstützt die Regierung drei Gemeinden 
aus verschiedenen Bündner  Regionen, 
die das Schadenausmass besonders hart 
trifft. So wird der Gemeinde Poschiavo. 
wo die beiden Seitenbäche Val Pednale 
und Urse grosse Schäden im Wohngebiet 
verursachten, für die geplanten Verbau­
ungen zur Ufer- und Sohlensicherung ein 
Solidaritätsbeitrag ausgerichtet. Von 
Liechtenstein mitfinanziert werden im 
weiteren Sicherungs- und Instandstel-
lungsarbeiten in den beiden Bündner G e ­
meinden Sumvitg und Sta. Maria im 
Münstertal. 

Spende an den Kanton Tessin 
Von den Unwettern des vergangenen 

Sommers ist auch der Kanton Tessin be­
troffen worden. Der Tessiner Staatsrat 
hat für die Wiederinstandstellung de r  U n ­
wetterschäden einen Fonds eröffnet, de r  
von Liechtenstein mit einem Landesbei­
trag von 25000 Franken bedacht wird. 

Insgesamt hat  Liechtenstein bisher im 
Rahmen der Solidaritätsbeiträge an die 
betroffenen Regionen in den  Kantonen 
Wallis, Uri, Graubünden und Tessin so­
wie im Bundesland Tirol Mittel in de r  
Höhe von 1525000 Franken bereitge­
stellt. 

Schweiz untersucht die 
Hochwasserkatastrophen 

Bern (AP) Die Ursachen de r  verhee­
renden Hochwasserereignisse des vergan­
genen Jahres in der  Schweiz werden de­
tailliert abgeklärt. D e r  Bundesrat hat am 
Montag 2,5 Millionen Franken bewilligt, 
mit denen in den kommenden drei Jahren 
rund ein Dutzend wisenschaftliche Stu­
dien finanziert werden. Dabei soll unter 
anderem untersucht werden, inwieweit 
Einflüsse des Menschen und de r  Zustand 
des Waldes zur Bildung dieser Hochwäs­
ser beigetragen haben, oder  o b  es sich um 
ausserordentliche Ereignisse einer nie 
ganz beherrschbaren Natur  handelt.  

Vor  allem von Umweltschutzkreisen 
war argumentiert worden, dass das ver­
dichtete Bauen und de r  prekäre Waldzu­
stand massgeblich für die Wasserkata­
strophen verantwortlich seien. Wie das 
Eidgenössische Verkehrs- und  Energie­
wirtschaftsdepartement ( E V E D )  mitteil­
te, werden mit d e m  Kredit Forderungen 
von drei parlamentarischen Vorstössen 
erfüllt, welche nach den Hochwasser-

|ereignissen eingereicht wurden. Allein im 
Flussbausektor waren im vergangenen 
Sommer vor allem in den Kantonen 
Bern, Uri,  Schwyz, Graubünden,  Tessin 
und Wallis Schäden von rund 300 Millio­
nen Franken verursacht worden. Insge­
samt wurden die  Unwetterschäden auf 
rund 1,1 Milliarden geschätzt. F ü r  die 
Finanzierung d e r  von den  Subventionen 
nicht gedeckten Restkosten soll das Par­
lament in de r  laufenden Märzsession 
rund 170 Millionen Franken bewilligen. 

Die nun in die Wege geleiteten Unter­
suchungen werden von Hochschulinstitu­
ten, Forschungsanstalten und  privaten 
Firmen durchgeführt. 


